
S 39 AS 9/23 ER

SOZIALGERICHT KIEL

BESCHLUSS

In dem Antragsverfahren

_________________________ Kiel,

- Antragstellerin -

prozessbevollmächtigt: Rechtsanwalt Hildebrandt, Gutenbergstraße 6, 24118 Kiel,
Az. 034/23

g e g e n

Jobcenter Kiel vertreten durch den Geschäftsführer, Adolf-Westphal-Straße 2, 24143 Kiel,

- Antragsgegner -

hat die 39. Kammer des Sozialgerichts Kiel am 24. März 2023 durch den Richter am
Sozialgericht _____________als Vorsitzender beschlossen:

1. Der Antragsgegner wird im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet,
der Antragstellerin vorläufig Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) unter Berücksichtigung
der tatsächlichen Kosten der Unterkunft für die Zeit vom ab 13. März 2023 bis
zum 31. Juli 2023 zu gewähren.

2. Der Antragsgegner erstattet der Antragstellerin deren notwendigen außerge-
richtlichen Kosten.

3. Der Antragstellerin wird Prozesskostenhilfe unter Beiordnung ihres Pro-
zessbevollmächtigten Rechtsanwalt Hildebrandt, Gutenbergstraße 6, 24118
Kiel, bewilligt.
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Gründe

Der am 13. März 2023 gestellte Antrag der Antragstellerin,

den Antragsgegner vorläufig zu verpflichten, der Antragstellerin ab Eingang des

Eilantrages bei Gericht bis zu einem vom Gericht zu bestimmenden Zeitpunkt,

längstens jedoch bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache, Leistungen zur Si-

cherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II unter Berücksichtigung ihrer tat-

sächlichen Unterkunftskosten zu gewähren.,

hat in der Sache Erfolg.

Gemäß § 86 b Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht auf Antrag eine

einstweilige Anordnung in Bezug auf einen Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr

besteht, dass durch eine Veränderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung

eines Rechtes des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte.

Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines vorläufigen Zustandes zulässig,

wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nötig erscheint.

Entscheidungserhebliche Angaben sind dabei von den Beteiligten glaubhaft zu machen

(§ 86 b Abs. 2 SGG i.V.m. § 920 Abs. 2 Zivilprozessordnung - ZPO -).

Zusammengefasst müssen für den Erlass einer einstweiligen Anordnung regelmäßig

zwei Voraussetzungen erfüllt sein: Zum einen muss es im Ergebnis einer Prüfung der

materiellen Rechtslage überwiegend wahrscheinlich sein, dass der Antragsteller mit

seinem Begehren im hauptsächlichen Verwaltungs- oder Klageverfahren erfolgreich sein

wird (Anordnungsanspruch). Zum anderen muss eine gerichtliche Entscheidung

deswegen dringend geboten sein, weil es dem Antragsteller wegen drohender

schwerwiegender Nachteile nicht zuzumuten ist, den Ausgang des

Hauptsacheverfahrens abzuwarten (Anordnungsgrund). Dabei hat das Gericht die

Belange der Öffentlichkeit und des Antragstellers miteinander abzuwägen.

Ausgehend von diesen Grundätzen hat die Antragstellerin das Vorliegen eines Anord-

nungsanspruchs glaubhaft gemacht. Sie hat nach summarischer Prüfung einen Anspruch

auf die tatsächlichen Kosten der Unterkunft. Gemäß § 22 Abs. 1 SGB II werden Bedarfe

für Unterkunft und Heizung in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen anerkannt, soweit

diese angemessen sind. Erhöhen sich nach einem nicht erforderlichen Umzug die ange-

messenen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung, wird nur der bisherige Bedarf an-
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erkannt. Soweit die Aufwendungen für die Unterkunft und Heizung den der Besonderheit

des Einzelfalles angemessenen Umfang übersteigen, sind sie als Bedarf so lange anzu-

erkennen, wie es der oder dem alleinstehenden Leistungsberechtigten oder der Bedarfs-

gemeinschaft nicht möglich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel,

durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken. Vorliegend waren

die Kosten der Unterkunft bis zum Abschluss des neuen Mietvertrages und dem Auszug

des Mitbewohners angemessen und vom Antragsgegner in voller Höhe berücksichtigt

worden. Mit Abschluss des neuen Mietvertrages übersteigen die Kosten der Unterkunft

nunmehr die Mietobergrenze. Eine Mietkostensenkungsaufforderung ist bislang noch nicht

ergangen. Die Erhöhung resultiert nicht aus einem Umzug, so dass weder die oben

zitierte Regelung des § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II einschlägig ist, noch das Erfordernis der

Einholung einer Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB II bestand. Danach soll die erwerbs-

fähige leistungsberechtigte Person vor Abschluss eines Vertrages über eine neue Unter-

kunft die Zusicherung des für die Leistungserbringung bisher örtlich zuständigen kommu-

nalen Trägers zur Berücksichtigung der Aufwendungen für die neue Unterkunft einholen.

Ein Umzug ist der Wechsel der zur Deckung des Wohnbedarfes tatsächlich genutzten

Unterkunft und setzt eine räumliche Veränderung voraus (Hessisches Landessozialge-

richt, Urteil vom 28. August 2013 – L 9 AS 476/11 –, Rn. 29, juris). Eine räumliche Verän-

derung fand vorliegend gerade nicht statt. Auch handelte es sich nicht um den Abschluss

eines Vertrages über eine neue Unterkunft, denn auch dies setzt einen Umzug voraus.

Die Möglichkeit der Nutzung eines weiteren, bisher durch den Mitbewohner genutzten

Raumes macht die Wohnung nicht zu einer neuen Unterkunft.

Der Antragsgegner kann die zu berücksichtigenden Kosten der Unterkunft auf die Mie-

tobergrenze auch nicht durch eine analoge Anwendung des § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II be-

grenzen. Es fehlt insoweit am Vorliegen einer planwidrigen Reglungslücke. In den Geset-

zesmaterialen wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass mit der Regelung des § 22

Abs. 1 S. 2 SGB II einer Kostensteigerung durch Ausschöpfung der jeweiligen örtlichen

Angemessenheitsgrenzen ohne Umzugsnotwendigkeit entgegengewirkt werden solle (BT-

Drucks. 16/1410, S. 23). Sowohl im Wortlaut der Regelung als auch in der Gesetzesbe-

gründung wird insofern deutlich zum Ausdruck gebracht, dass von dem Grundsatz der

Übernahme der mietvertraglich vereinbarten tatsächlichen Kosten innerhalb der kommu-

nalen Angemessenheitsgrenzen nur bei einem von dem Hilfebedürftigen eigenständig

betriebenen Umzug abgewichen werden sollte (vgl. BSG, Urteil vom 23. August 2012 - B

4 AS 32/12 R -; Hessisches Landessozialgericht, Urteil vom 28. August 2013 – L 9 AS

476/11 –; jeweils zit. n. juris).
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Die Antragstellerin hat auch einen Anordnungsgrund und damit eine besondere Eilbedürf-

tigkeit glaubhaft machen können. Denn sie macht Leistungen zur Sicherung ihres sozial-

kulturellen Existenzminimums geltend. Es ist ihr nicht zuzumuten, auf Teile dieser Leis-

tungen bis zur Entscheidung in der Hauptsache zu verzichten.

Dauer und Höhe der zusprechenden Leistungen liegen gemäß § 86b Abs. 2 Satz 4 SGG

i.V.m. § 938 Abs. 1 ZPO im Ermessen des Gerichts. Die einstweilige Anordnung be-

schränkt die Kammer auf die Dauer des laufenden Bewilligungszeitraumes.

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des § 193 Abs. 1 SGG.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diese Entscheidung kann Beschwerde eingelegt werden. Sie ist binnen eines Mo-

nats nach Bekanntgabe dieses Beschlusses bei dem Sozialgericht Kiel, Kronshagener

Weg 107 a, 24116 Kiel, schriftlich, mündlich zu Protokoll des Urkundsbeamten der Ge-

schäftsstelle oder in elektronischer Form einzulegen.

Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der genannten

Frist bei dem Schleswig-Holsteinischen Landessozialgericht, Gottorfstr. 2, 24837 Schles-

wig, schriftlich, mündlich zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder in

elektronischer Form eingelegt wird.

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt,

das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und über das

Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder -

von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg

gem. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur

qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die techni-

schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere

elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in

der jeweils gültigen Fassung. Über das Justizportal des Bundes und der Länder

(www.justiz.de) können weitere Informationen über die Rechtsgrundlagen, Bearbeitungs-

voraussetzungen und das Verfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen wer-

den.

Gegen die Bewilligung der Prozesskostenhilfe findet die Beschwerde der Staatskasse

statt. Die Beschwerde kann nur darauf gestützt werden, dass die Partei nach ihren per-

sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen Zahlungen zu leisten hat. Die Frist beträgt
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einen Monat und beginnt mit der Bekanntgabe des Beschlusses. Nach Ablauf von drei

Monaten seit der Verkündung der Entscheidung ist die Beschwerde unstatthaft.

______________
Richter am Sozialgericht


